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(7) Eine Duldung nach Absatz 1 Satz 1 kann unbeachtlich des Absatzes 2
Nummer 3 erteilt werden, wenn der Ausländer die erforderlichen und ihm
zumutbaren Maßnahmen für die Identitätsklärung ergriffen hat.

(8) § 60a bleibt im Übrigen unberührt.

§ 60d Beschäftigungsduldung. (1) Einem ausreisepflichtigen Ausländer
und seinem Ehegatten oder seinem Lebenspartner, die bis zum 31. Dezember
2022 in das Bundesgebiet eingereist sind, ist in der Regel eine Duldung nach
§ 60a Absatz 2 Satz 3 für 30 Monate zu erteilen, wenn
1. ihre Identitäten geklärt sind

a) bei Einreise in das Bundesgebiet bis zum 31. Dezember 2016 bis zur
Beantragung der Beschäftigungsduldung oder

b) bei Einreise in das Bundesgebiet zwischen dem 1. Januar 2017 und dem
31. Dezember 2022 bis zum 31. Dezember 2024 oder in den Fällen, in
denen der Antrag vor Ablauf des 31. Dezember 2024 gestellt wird, bis
zur Beantragung der Beschäftigungsduldung;

die Frist gilt als gewahrt, wenn der Ausländer und sein Ehegatte oder sein
Lebenspartner innerhalb der in den Buchstaben a und b genannten Frist alle
erforderlichen und ihnen zumutbaren Maßnahmen für die Identitätsklärung
ergriffen haben und die Identitäten erst nach dieser Frist geklärt werden
können, ohne dass sie dies zu vertreten haben,

2. der ausreisepflichtige Ausländer seit mindestens zwölf Monaten im Besitz
einer Duldung ist,

3. der ausreisepflichtige Ausländer seit mindestens zwölf Monaten eine sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung mit einer regelmäßigen Arbeitszeit
von mindestens 20 Stunden pro Woche ausübt,

4. der Lebensunterhalt des ausreisepflichtigen Ausländers innerhalb der letzten
zwölf Monate vor Beantragung der Beschäftigungsduldung durch seine
Beschäftigung gesichert war,

5. der Lebensunterhalt des ausreisepflichtigen Ausländers durch seine Beschäf-
tigung gesichert ist,

6. der ausreisepflichtige Ausländer über hinreichende mündliche Kenntnisse
der deutschen Sprache verfügt,

7. der ausreisepflichtige Ausländer und sein Ehegatte oder sein Lebenspartner
nicht wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat ver-
urteilt wurde, wobei Verurteilungen im Sinne von § 32 Absatz 2 Nummer 5
Buchstabe a des Bundeszentralregistergesetzes wegen Straftaten, die nach
dem Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz1) nur von Ausländern begangen
werden können, grundsätzlich außer Betracht bleiben,

8. der ausreisepflichtige Ausländer und sein Ehegatte oder sein Lebenspartner
keine Bezüge zu extremistischen oder terroristischen Organisationen haben
und diese auch nicht unterstützen,

9. gegen den Ausländer keine Ausweisungsverfügung und keine Abschie-
bungsanordnung nach § 58a besteht,

10. für die in familiärer Lebensgemeinschaft lebenden minderjährigen ledigen
Kinder im schulpflichtigen Alter deren tatsächlicher Schulbesuch nach-

1) Nr. 21.
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gewiesen wird und bei den Kindern keiner der in § 54 Absatz 2 Nummer 1
bis 2 genannten Fälle vorliegt und die Kinder nicht wegen einer vorsätzli-
chen Straftat nach § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Betäubungsmittel-
gesetzes rechtskräftig verurteilt worden sind, und

11. der ausreisepflichtige Ausländer und sein Ehegatte oder sein Lebenspartner
einen Integrationskurs, soweit sie zu einer Teilnahme verpflichtet wurden,
erfolgreich abgeschlossen haben oder den Abbruch nicht zu vertreten
haben.

(2) Den in familiärer Lebensgemeinschaft lebenden minderjährigen ledigen
Kindern des Ausländers ist die Duldung für den gleichen Aufenthaltszeitraum
zu erteilen.

(3) 1Die nach Absatz 1 erteilte Duldung wird widerrufen, wenn eine der in
Absatz 1 Nummer 1 bis 10 genannten Voraussetzungen nicht mehr erfüllt ist.
2Bei Absatz 1 Nummer 3 und 4 bleiben kurzfristige Unterbrechungen, die der
Ausländer nicht zu vertreten hat, unberücksichtigt. 3Wird das Beschäftigungs-
verhältnis beendet, ist der Arbeitgeber verpflichtet, dies unter Angabe des Zeit-
punkts der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, des Namens, Vor-
namens und der Staatsangehörigkeit des Ausländers innerhalb von zwei Wo-
chen ab Kenntnis der zuständigen Ausländerbehörde schriftlich oder elektro-
nisch mitzuteilen. 4 § 82 Absatz 6 gilt entsprechend.

(4) Eine Duldung nach Absatz 1 kann unbeachtlich des Absatzes 1 Num-
mer 1 erteilt werden, wenn der Ausländer die erforderlichen und ihm zumut-
baren Maßnahmen für die Identitätsklärung ergriffen hat.

(5) § 60a bleibt im Übrigen unberührt.

§ 61 Räumliche Beschränkung, Wohnsitzauflage, Ausreiseeinrichtun-
gen. (1) 1Der Aufenthalt eines vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländers ist
räumlich auf das Gebiet des Landes beschränkt. 2Von der räumlichen Beschrän-
kung nach Satz 1 kann abgewichen werden, wenn der Ausländer zur Ausübung
einer Beschäftigung ohne Prüfung nach § 39 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 berechtigt ist
oder wenn dies zum Zwecke des Schulbesuchs, der betrieblichen Aus- und
Weiterbildung oder des Studiums an einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschule oder vergleichbaren Ausbildungseinrichtung erforderlich ist.
3Das Gleiche gilt, wenn dies der Aufrechterhaltung der Familieneinheit dient.

(1a) 1 In den Fällen des § 60a Abs. 2a wird der Aufenthalt auf den Bezirk der
zuletzt zuständigen Ausländerbehörde im Inland beschränkt. 2Der Ausländer
muss sich nach der Einreise unverzüglich dorthin begeben. 3 Ist eine solche
Behörde nicht feststellbar, gilt § 15a entsprechend.

(1b) Die räumliche Beschränkung nach den Absätzen 1 und 1a erlischt,
wenn sich der Ausländer seit drei Monaten ununterbrochen erlaubt, geduldet
oder gestattet im Bundesgebiet aufhält.

(1c) 1Eine räumliche Beschränkung des Aufenthalts eines vollziehbar ausrei-
sepflichtigen Ausländers kann unabhängig von den Absätzen 1 bis 1b angeord-
net werden, wenn
1. der Ausländer wegen einer Straftat, mit Ausnahme solcher Straftaten, deren

Tatbestand nur von Ausländern verwirklicht werden kann, rechtskräftig ver-
urteilt worden ist,

2. Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass der Ausländer gegen Vor-
schriften des Betäubungsmittelgesetzes verstoßen hat, oder
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3. konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung gegen den Ausländer be-
vorstehen.

2Eine räumliche Beschränkung auf den Bezirk der Ausländerbehörde soll an-
geordnet werden, wenn der Ausländer die der Abschiebung entgegenstehenden
Gründe durch vorsätzlich falsche Angaben oder durch eigene Täuschung über
seine Identität oder Staatsangehörigkeit selbst herbeiführt oder zumutbare An-
forderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen
nicht erfüllt.

(1d) 1Ein vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländer, dessen Lebensunterhalt
nicht gesichert ist, ist verpflichtet, an einem bestimmten Ort seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt zu nehmen (Wohnsitzauflage). 2 Soweit die Ausländerbehörde
nichts anderes angeordnet hat, ist das der Wohnort, an dem der Ausländer zum
Zeitpunkt der Entscheidung über die vorübergehende Aussetzung der Abschie-
bung gewohnt hat. 3Die Ausländerbehörde kann die Wohnsitzauflage von Amts
wegen oder auf Antrag des Ausländers ändern; hierbei sind die Haushalts-
gemeinschaft von Familienangehörigen oder sonstige humanitäre Gründe von
vergleichbarem Gewicht zu berücksichtigen. 4Der Ausländer kann den durch
die Wohnsitzauflage festgelegten Ort ohne Erlaubnis vorübergehend verlassen.

(1e) 1Auflagen können zur Sicherung und Durchsetzung der vollziehbaren
Ausreisepflicht angeordnet werden, wenn konkrete Maßnahmen der Aufent-
haltsbeendigung unmittelbar bevorstehen. 2 Insbesondere kann ein Ausländer
verpflichtet werden, sich einmal wöchentlich oder in einem längeren Intervall
bei der für den Aufenthaltsort des Ausländers zuständigen Ausländerbehörde zu
melden.

(1f) Weitere Bedingungen und Auflagen können angeordnet werden.
(2) 1Die Länder können Ausreiseeinrichtungen für vollziehbar ausreise-

pflichtige Ausländer schaffen. 2 In den Ausreiseeinrichtungen soll durch Betreu-
ung und Beratung die Bereitschaft zur freiwilligen Ausreise gefördert und die
Erreichbarkeit für Behörden und Gerichte sowie die Durchführung der Aus-
reise gesichert werden.

§ 62 Abschiebungshaft. (1) 1Die Abschiebungshaft ist unzulässig, wenn der
Zweck der Haft durch ein milderes Mittel erreicht werden kann. 2Die Inhaft-
nahme ist auf die kürzest mögliche Dauer zu beschränken. 3Minderjährige und
Familien mit Minderjährigen werden grundsätzlich nicht in Abschiebungshaft
genommen.

(2) 1Ein Ausländer ist zur Vorbereitung der Ausweisung oder der Abschie-
bungsanordnung nach § 58a auf richterliche Anordnung in Haft zu nehmen,
wenn über die Ausweisung oder die Abschiebungsanordnung nach § 58a nicht
sofort entschieden werden kann und die Abschiebung ohne die Inhaftnahme
wesentlich erschwert oder vereitelt würde (Vorbereitungshaft). 2Die Dauer der
Vorbereitungshaft soll sechs Wochen nicht überschreiten. 3 Im Falle der Aus-
weisung bedarf es für die Fortdauer der Haft bis zum Ablauf der angeordneten
Haftdauer keiner erneuten richterlichen Anordnung.

(3) 1Ein Ausländer ist zur Sicherung der Abschiebung auf richterliche An-
ordnung in Haft zu nehmen (Sicherungshaft), wenn

Aufenthaltsgesetz § 62 AufenthG 6
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1. Fluchtgefahr besteht,
2. der Ausländer auf Grund einer unerlaubten Einreise vollziehbar ausreise-

pflichtig oder nach einer erlaubten Einreise vollziehbar ausreisepflichtig
geworden ist,

3. eine Abschiebungsanordnung nach § 58a ergangen ist, diese aber nicht
unmittelbar vollzogen werden kann oder

4. der Ausländer entgegen einem Einreise- und Aufenthaltsverbot in das Bun-
desgebiet eingereist ist und sich darin aufhält.

2Von der Anordnung der Sicherungshaft nach Satz 1 Nummer 2 kann aus-
nahmsweise abgesehen werden, wenn der Ausländer glaubhaft macht, dass er
sich der Abschiebung nicht entziehen will. 3Die Sicherungshaft ist unzulässig,
wenn feststeht, dass aus Gründen, die der Ausländer nicht zu vertreten hat, die
Abschiebung nicht innerhalb der nächsten sechs Monate durchgeführt werden
kann. 4Abweichend von Satz 3 ist die Sicherungshaft bei einem Ausländer, von
dem eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende
Rechtsgüter der inneren Sicherheit ausgeht, auch dann zulässig, wenn die
Abschiebung nicht innerhalb der nächsten sechs Monate durchgeführt werden
kann.

(3a) Fluchtgefahr im Sinne von Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird widerleglich
vermutet, wenn
1. der Ausländer gegenüber den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten

Behörden über seine Identität täuscht oder in einer für ein Abschiebungs-
hindernis erheblichen Weise und in zeitlichem Zusammenhang mit der
Abschiebung getäuscht hat und die Angabe nicht selbst berichtigt hat, ins-
besondere durch Unterdrückung oder Vernichtung von Identitäts- oder
Reisedokumenten oder das Vorgeben einer falschen Identität,

2. der Ausländer unentschuldigt zur Durchführung einer Anhörung oder ärzt-
lichen Untersuchung nach § 82 Absatz 4 Satz 1 nicht an dem von der
Ausländerbehörde angegebenen Ort angetroffen wurde, sofern der Ausländer
bei der Ankündigung des Termins auf die Möglichkeit seiner Inhaftnahme
im Falle des Nichtantreffens hingewiesen wurde,

3. die Ausreisefrist abgelaufen ist und der Ausländer seinen Aufenthaltsort trotz
Hinweises auf die Anzeigepflicht gewechselt hat, ohne der zuständigen
Behörde eine Anschrift anzugeben, unter der er erreichbar ist,

4. (weggefallen)
5. der Ausländer sich bereits in der Vergangenheit der Abschiebung entzogen

hat oder
6. der Ausländer ausdrücklich erklärt hat, dass er sich der Abschiebung entzie-

hen will.

(3b) Konkrete Anhaltspunkte für Fluchtgefahr im Sinne von Absatz 3 Satz 1
Nummer 1 können sein:
1. der Ausländer hat gegenüber den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrau-

ten Behörden über seine Identität in einer für ein Abschiebungshindernis
erheblichen Weise getäuscht und hat die Angabe nicht selbst berichtigt,
insbesondere durch Unterdrückung oder Vernichtung von Identitäts- oder
Reisedokumenten oder das Vorgeben einer falschen Identität,
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2. der Ausländer hat zu seiner unerlaubten Einreise erhebliche Geldbeträge,
insbesondere an einen Dritten für dessen Handlung nach § 96, aufgewandt,
die nach den Umständen derart maßgeblich sind, dass daraus geschlossen
werden kann, dass er die Abschiebung verhindern wird, damit die Aufwen-
dungen nicht vergeblich waren,

3. von dem Ausländer geht eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter
oder bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit aus,

4. der Ausländer ist wiederholt wegen vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu
mindestens einer Freiheitsstrafe verurteilt worden,

5. der Ausländer hat die Passbeschaffungspflicht nach § 60b Absatz 3 Satz 1
Nummer 1, 2 und 6 nicht erfüllt oder der Ausländer hat andere als die in
Absatz 3a Nummer 2 genannten gesetzlichen Mitwirkungshandlungen zur
Feststellung der Identität, insbesondere die ihm nach § 48 Absatz 3 Satz 1
obliegenden Mitwirkungshandlungen, verweigert oder unterlassen und wur-
de vorher auf die Möglichkeit seiner Inhaftnahme im Falle der Nichterfül-
lung der Passersatzbeschaffungspflicht nach § 60b Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1, 2 und 6 oder der Verweigerung oder Unterlassung der Mitwirkungs-
handlung hingewiesen,

6. der Ausländer hat nach Ablauf der Ausreisefrist wiederholt gegen eine Pflicht
nach § 61 Absatz 1 Satz 1, Absatz 1a, 1c Satz 1 Nummer 3 oder Satz 2
verstoßen oder eine zur Sicherung und Durchsetzung der Ausreisepflicht
verhängte Auflage nach § 61 Absatz 1e nicht erfüllt.
(4) 1Die Sicherungshaft kann bis zu sechs Monaten angeordnet werden. 2 Sie

kann in Fällen, in denen die Abschiebung aus von dem Ausländer zu ver-
tretenden Gründen nicht vollzogen werden kann, um höchstens zwölf Monate
verlängert werden. 3Eine Verlängerung um höchstens zwölf Monate ist auch
möglich, soweit die Haft auf der Grundlage des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 3
angeordnet worden ist und sich die Übermittlung der für die Abschiebung
erforderlichen Unterlagen oder Dokumente durch den zur Aufnahme ver-
pflichteten oder bereiten Drittstaat verzögert. 4Die Gesamtdauer der Siche-
rungshaft darf 18 Monate nicht überschreiten. 5Eine Vorbereitungshaft ist auf
die Gesamtdauer der Sicherungshaft anzurechnen.

(4a) Ist die Abschiebung gescheitert, bleibt die Anordnung bis zum Ablauf
der Anordnungsfrist unberührt, sofern die Voraussetzungen für die Haftanord-
nung unverändert fortbestehen.

(5) 1Die für den Haftantrag zuständige Behörde kann einen Ausländer ohne
vorherige richterliche Anordnung festhalten und vorläufig in Gewahrsam neh-
men, wenn
1. der dringende Verdacht für das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 3

Satz 1 besteht,
2. die richterliche Entscheidung über die Anordnung der Sicherungshaft nicht

vorher eingeholt werden kann und
3. der begründete Verdacht vorliegt, dass sich der Ausländer der Anordnung der

Sicherungshaft entziehen will.
2Der Ausländer ist unverzüglich dem Richter zur Entscheidung über die
Anordnung der Sicherungshaft vorzuführen.

(6) 1Zum Zweck der Abschiebung kann ein Ausländer auf richterliche
Anordnung für die Dauer von längstens 14 Tagen zur Durchführung einer
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Anordnung nach § 82 Absatz 4 Satz 1, bei den Vertretungen oder ermächtigten
Bediensteten des Staates, dessen Staatsangehörigkeit er vermutlich besitzt, per-
sönlich zu erscheinen und die zur Klärung seiner Identität erforderlichen
Angaben zu machen, oder eine ärztliche Untersuchung zur Feststellung seiner
Reisefähigkeit durchführen zu lassen, in Haft genommen werden, wenn
1. der Ausländer

a) einer solchen erstmaligen Anordnung unentschuldigt ferngeblieben ist
oder die zur Klärung seiner Identität erforderlichen Angaben unterlassen
hat oder

b) einer Anordnung nach § 82 Absatz 4 Satz 1, zu einem Termin bei der
zuständigen Behörde persönlich zu erscheinen, unentschuldigt ferngeblie-
ben ist oder im Termin die zur Klärung seiner Identität erforderlichen
Angaben unterlassen hat und

2. zuvor auf die Möglichkeit einer Inhaftnahme hingewiesen wurde (Mitwir-
kungshaft).

2Eine Verlängerung der Mitwirkungshaft ist nicht möglich. 3Eine Mitwir-
kungshaft ist auf die Gesamtdauer der Sicherungshaft anzurechnen. 4 § 62a
Absatz 1 findet entsprechende Anwendung.

§ 62a Vollzug der Abschiebungshaft. (1) 1Die Abschiebungshaft wird
grundsätzlich in speziellen Hafteinrichtungen vollzogen. 2 Sind spezielle Haft-
einrichtungen im Bundesgebiet nicht vorhanden oder geht von dem Ausländer
eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende Rechts-
güter der inneren Sicherheit aus, kann sie in sonstigen Haftanstalten vollzogen
werden; die Abschiebungsgefangenen sind in diesem Fall getrennt von Straf-
gefangenen unterzubringen. 3Werden mehrere Angehörige einer Familie in-
haftiert, so sind diese getrennt von den übrigen Abschiebungsgefangenen
unterzubringen. 4 Ihnen ist ein angemessenes Maß an Privatsphäre zu gewähr-
leisten.

(2) Den Abschiebungsgefangenen wird gestattet, mit Rechtsvertretern, Fa-
milienangehörigen, den zuständigen Konsularbehörden und einschlägig tätigen
Hilfs- und Unterstützungsorganisationen Kontakt aufzunehmen.

(3) 1Bei minderjährigen Abschiebungsgefangenen sind unter Beachtung der
Maßgaben in Artikel 17 der Richtlinie 2008/115/EG1) des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Normen
und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Dritt-
staatsangehöriger (ABl. L 348 vom 24.12.2008, S. 98) alterstypische Belange zu
berücksichtigen. 2Der Situation schutzbedürftiger Personen ist besondere Auf-
merksamkeit zu widmen.

(4) Mitarbeitern von einschlägig tätigen Hilfs- und Unterstützungsorganisa-
tionen soll auf Antrag gestattet werden, Abschiebungsgefangene zu besuchen.

(5) Abschiebungsgefangene sind über ihre Rechte und Pflichten und über
die in der Einrichtung geltenden Regeln zu informieren.

§ 62b Ausreisegewahrsam. (1) 1Unabhängig von den Voraussetzungen der
Sicherungshaft nach § 62 Absatz 3, insbesondere vom Vorliegen der Flucht-
gefahr, kann ein Ausländer zur Sicherung der Durchführbarkeit der Abschie-

1) Nr. 16.
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bung auf richterliche Anordnung bis zu 28 Tage in Gewahrsam genommen
werden, wenn
1. die Ausreisefrist abgelaufen ist, es sei denn, der Ausländer ist unverschuldet

an der Ausreise gehindert oder die Überschreitung der Ausreisefrist ist nicht
erheblich,

2. feststeht, dass die Abschiebung innerhalb dieser Frist durchgeführt werden
kann und

3. der Ausländer ein Verhalten gezeigt hat, das erwarten lässt, dass er die
Abschiebung erschweren oder vereiteln wird. Das wird vermutet, wenn er
a) seine gesetzlichen Mitwirkungspflichten verletzt hat,
b) über seine Identität oder Staatsangehörigkeit getäuscht hat,
c) wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt

wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen außer
Betracht bleiben oder

d) die Frist zur Ausreise um mehr als 30 Tage überschritten hat.
2Von der Anordnung des Ausreisegewahrsams ist abzusehen, wenn der Aus-
länder glaubhaft macht oder wenn offensichtlich ist, dass er sich der Abschie-
bung nicht entziehen will.

(2) Der Ausreisegewahrsam wird im Transitbereich eines Flughafens oder in
einer Unterkunft, von der aus die Ausreise des Ausländers möglich ist, voll-
zogen.

(3) § 62 Absatz 1 und 4a sowie § 62a finden entsprechend Anwendung.
(4) 1Die für den Antrag nach Absatz 1 zuständige Behörde kann einen

Ausländer ohne vorherige richterliche Anordnung festhalten und vorläufig in
Gewahrsam nehmen, wenn
1. der dringende Verdacht für das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1

Satz 1 besteht,
2. die richterliche Entscheidung über die Anordnung des Ausreisegewahrsams

nach Absatz 1 nicht vorher eingeholt werden kann und
3. der begründete Verdacht vorliegt, dass sich der Ausländer der Anordnung des

Ausreisegewahrsams entziehen will.
2Der Ausländer ist unverzüglich dem Richter zur Entscheidung über die
Anordnung des Ausreisegewahrsams vorzuführen.

§ 62c Ergänzende Vorbereitungshaft. (1) 1Ein Ausländer, der sich ent-
gegen einem bestehenden Einreise- und Aufenthaltsverbot nach § 11 Absatz 1
Satz 3 im Bundesgebiet aufhält und keine Betretenserlaubnis nach § 11 Absatz 8
besitzt, ist zur Vorbereitung einer Abschiebungsandrohung nach § 34 des
Asylgesetzes1) auf richterliche Anordnung in Haft zu nehmen, wenn von ihm
eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende Rechts-
güter der inneren Sicherheit ausgeht oder er auf Grund eines besonders
schwerwiegenden Ausweisungsinteresses nach § 54 Absatz 1 ausgewiesen wor-
den ist. 2Die Haft darf nicht angeordnet werden, wenn sie zur Vorbereitung der
Abschiebungsandrohung nach § 34 des Asylgesetzes nicht erforderlich ist.

1) Nr. 21.
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(2) 1Die Haft nach Absatz 1 endet mit der Zustellung der Entscheidung des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, spätestens jedoch vier Wochen
nach Eingang des Asylantrags beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge,
es sei denn, der Asylantrag wurde als unzulässig nach § 29 Absatz 1 Nummer 4
des Asylgesetzes oder als offensichtlich unbegründet abgelehnt. 2 In den Fällen,
in denen der Asylantrag als unzulässig nach § 29 Absatz 1 Nummer 4 des
Asylgesetzes oder als offensichtlich unbegründet abgelehnt wurde, endet die
Haft nach Absatz 1 mit dem Ablauf der Frist nach § 36 Absatz 3 Satz 1 des
Asylgesetzes, bei rechtzeitiger Antragstellung mit der gerichtlichen Entschei-
dung. 3 In den Fällen, in denen der Antrag nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungs-
gerichtsordnung gegen die Abschiebungsandrohung vom Verwaltungsgericht
abgelehnt worden ist, endet die Haft spätestens eine Woche nach der gericht-
lichen Entscheidung.

(3) 1Die Haft wird grundsätzlich in speziellen Hafteinrichtungen vollzogen.
2 Sind spezielle Hafteinrichtungen im Bundesgebiet nicht vorhanden oder geht
von dem Ausländer eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder
bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit aus, kann sie in sonstigen Haft-
anstalten vollzogen werden; der Ausländer ist in diesem Fall getrennt von Straf-
gefangenen unterzubringen. 3§ 62 Absatz 1 sowie § 62a Absatz 2 bis 5 finden
entsprechend Anwendung.

(4) 1Die für den Haftantrag zuständige Behörde kann einen Ausländer ohne
vorherige richterliche Anordnung festhalten und vorläufig in Gewahrsam neh-
men, wenn
1. der dringende Verdacht für das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1

besteht,
2. die richterliche Entscheidung über die Anordnung der Haft nach Absatz 1

nicht vorher eingeholt werden kann und
3. der begründete Verdacht vorliegt, dass sich der Ausländer der Anordnung der

Haft nach Absatz 1 entziehen will.
2Der Ausländer ist unverzüglich dem Richter zur Entscheidung über die
Anordnung der Haft nach Absatz 1 vorzuführen.

§ 62d Bestellung eines anwaltlichen Vertreters. Zur richterlichen Ent-
scheidung über die Anordnung von Abschiebungshaft nach § 62 und Ausreise-
gewahrsam nach § 62b bestellt das Gericht dem Betroffenen, der noch keinen
anwaltlichen Vertreter hat, von Amts wegen für die Dauer des Verfahrens einen
anwaltlichen Vertreter als Bevollmächtigten.

Kapitel 6. Haftung und Gebühren

§ 63 Pflichten der Beförderungsunternehmer. (1) Ein Beförderungs-
unternehmer darf Ausländer nur in das Bundesgebiet befördern, wenn sie im
Besitz eines erforderlichen Passes und eines erforderlichen Aufenthaltstitels
sind.

(2) 1Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder die von
ihm bestimmte Stelle kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur einem Beförderungsunternehmer untersa-
gen, Ausländer entgegen Absatz 1 in das Bundesgebiet zu befördern und für
den Fall der Zuwiderhandlung ein Zwangsgeld androhen. 2Widerspruch und

6 AufenthG §§ 62d, 63 Aufenthaltsgesetz


